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Anlage 1 


Entv/urf eines Gesetzes 

Über Volksbegehren und Volksentscheid bei Neugliederung 
des Bundesgebietes gemäß Artikel 29 Absatz 2 bis 6 des 

Grundgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I 
Volksbegehren 
§ 1 

(1) In Gebietsteilen, die bei der Neubildung der Länder nach dem 
8. Mai 1945 ohne Volksabstimmung ihre Landeszugehörigkeit ge- 
ändert haben, werden auf Antrag Volksbegehren gemäß Artikel 29 
Absatz 2 durchgeführt. 

(2) Ist das Gebiet eines Landes verschiedenen Ländern zugcteilt 
worden, so bilden diejenigen Landesteile einen besonderen Gebiets- 
teil im Sinne von Absatz 1, die dem gleichen Lande eingegliedert 
oder in einem gleichen neugebildeten Lande zusammengeschlossen 
worden sind. 


§ 2 

(1) Die Durchführung eines Volksbegehrens ist bis zum 15. April 1950 
bei dem Bundesminister des Innern zu beantragen. Der Antrag be- 
darf der Unterschrift von zwei vom Hundert der Einwohner des 
Gebietsteils, Jedoch von nicht mehr als fünftausend Einwohnern. 
Die Gesamtzahl der Einwohner bemißt sich nach der letzten amt- 
lichen Volkszählung (Wohnbevölkerung). 

(2) Unterschriftsberechtigt ist Jeder Einwohner des Gebietsteils, der 
zur Zeit der Antragstellung zur Vertretungskörperschaft des Landes 
wahlberechtigt ist. Die Unterschriftsberechtigung ist von der Ge- 
meindeverwaltung des Wohnortes zu bestätigen; die Bestätigung 
kann bis zum 20. April 1950 nachgereicht werden. 

(3) Von der Beibringung der Unterschriften kann abgesehen werden, 
wenn der Vorstand einer Vereinigung den Antrag stellt und glaub- 
haft macht, daß die nach § 2 Absatz 1 erforderliche Zahl ihrer in 
dem Gebietsteil unterschriftsberechtigten Mitglieder den Antrag 
unterstützt. 
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§ 3 

Im Antrag sind anzugeben: 

1. Der Gebietsteil im Sinne von § 1, dessen LandeszugehÖrig- 
keit geändert werden soll, unter Bezeichnung der betrof- 
fenen derzeitigen Verwaltungsbezirke und 

2. die für das Gebiet begehrte Landeszugehörigkeit, 

Die Beifügung weiterer Zusätze in Überschrift und Wort- 
laut des Zulassungsantrages ist unzulässig. 

§ 4 

Der Bundesminister des Innern prüft, ob die gesetzlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind und entscheidet über den Antrag. 

§ 5 

(1) Gibt der Bundesminister des Innern dem Anträge statt, so 
veröffentlicht er den Antrag und seine Entscheidung im Bundesan- 
zciger. 

(2) Die Eintragungsfrist beginnt für alle auf Grund dieses Gesetzes 
zugelassenen Volksbegehren am 14. Mai 1950, sie endet mit dem 
Ablauf des 23. Mai 1950. Die Eintragungsstunde setzt der Bundes- 
minister des Innern fest. 

(3) Die Landesregierungen sorgen für die Unterrichtung der zur 
Beteiligung am Volksbegehren aufgerufenen Bevölkerung durch 
öffentliche Bekanntmachung des Antrags, der Entscheidung des 
Bundesministers des Inneren, der Eintragungsfrisc und der Eintra- 
gungsstunden. 


§ 6 

(1) Nach der Veröffentlichung im Bundesanzciger kann der Antrag 
nicht mehr geändert, bis zum Ablauf der Eintragungsfrist jedoch 
jederzeit zurück gcnomnicn werden. 

(2) Die Zurücknahmeerklärung ist gültig, wenn sie von mehr als 
der Hälfte der Unterzeichner des Antrages oder dem Vorstand der 
Vereinigung, die den Antrag gestellt hat, abgegeben wird. 

§ 7 

(1) Die Gemeindeverwaltungen legen während der Eintragungsfrist 
die Eintragungslisten nach dem vom Bundesminister des Inneren 
bekanntgegebenen Muster Öffentlich aus. 

(2) Die Eintragungsberechtigten haben sich eigenhändig einzutragen. 
Erklärt ein Eintragungsberechtigter, daß er nicht schreiben kann, so 
wird seine Unterschrift durch die Feststellung dieser Erklärung 
ersetzt. 


§ 8 

Eintragungsberechtigt ist, wer am Tage der Eintragung nach den 
landesgesetzlichen Vorschriften zu der Vertretungskörperschaft des 
Landes wahlberechtigt ist und entweder 

a) in die für die letzte Wahl zur Vertretungskörperschaft des 
Landes aufgcstellte oder laufend geführte Wählerliste oder 
Wahlkartei seines Wohnortes eingetragen ist, cs sei denn, 
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daß das Wahl- oder Stimmrecht inzwischen verloren gegan- 
gen ist oder während der Eintragungsfrist ruht, 

b) oder einen Eintragungsschein der Gemeinde hat, bei der 
er sich einzutragen beabsichtigt. 

§ 9 

Einen Eintragungsschein erhalten auf Antag die Personen, die nidit 
in die Wählerliste oder Wahlkartei eingetragen sind, aber nach der 
letzten Wahl zur Vertretungskörperschaft ihres Landes wahlberechtigt 
geworden sind. 

§ 10 

(1) Gegen die Versagung des Eintragungssdieines ist binnen acht- 
undvierzig Stunden der Einspruch bei der Gemeindeverwaltung 
zulässig. Gibt die Gemeindeverwaltung dem Einspruch nicht statt, 
so legt sie ihn unverzüglich der Aufsichtsbehörde vor, die endgültig 
entscheidet. 

(2) Der Bundesminister des Inneren kann Einzelheiten des Einspruchs- 
verfahrens abweichend vom Landesrecht durch Rechtsverordnung 
regeln. 

§ 11 

Die Landesregierung ernennt für das Eintragungsgebiet einen Landes- 
eintraeungsleiter und, falls das Volksbegehren mehr als einen Stadt- 
oder Landkreis umfaßt, für jeden Kreis einen Eintragungsleiter. 

§ 12 

(1) Nach Ablauf der Eintragungsfrist bestätigen die Gemeindever- 
waltungen auf den Eintragungslisten, ob die Eingetragenen am Tage 
der Eintragung antragsberechtigt waren. 

(2) Der Landcseintragungsleiter stellt fest, wieviel Eintragungsberech- 
tigte sich für des Begehren gültig eingetragen haben. Er übermittelt 
dem Bundesminister des Inneren das Ergebnis in dem gesamten 
Gebietsteil, für den das Eintragungsverfahren durchgeführt worden 
ist. Das Gesamtergebnis wird vom Bundesminister des Inneren im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. 


§ 13 

Bei der Errechnung der Gesamtzahl der wahlberechtigten Bevölke- 
rung nach Artikel 29 Absatz 2 des Grundgesetzes ist die bei der 
letzten Wahl zu der Vertretungskörperschaft des Landes amtlidi 
ermittelte Zahl der Wahlberechtigten maßgebend. 


Abschnitt II 
Volksentscheid 
§ 14 

Gegenstand des Volksentscheides ist 

a) in den Fällen des Artikels 29 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Grundgesetzes der Teil des Gesetzes über die Neugliederung 
des Bundesgebietes, der das Abstimmungsgebiet betrifft. 
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b) im Falle des Artikels 29 Absatz 4 Satz 2 des Grundgesetzes 
das ganze Gesetz. 


§ 15 

(1) Der Bundesminister des Innern bestimmt Abstimmungsgebiet 
sowie Abstimmungstag und Abstimmungsstunden. Er veröffentlicht 
sie und den Gegenstand des Volksentscheides im Bundesanzeiger. 

(2) Die Landesregierungen sorgen für die Unterrichtung der zur 
Beteiligung am Volksentscheid auf gerufenen Bevölkerung durch öffent- 
liche Bekanntmachung des Gegenstandes des Volksentscheids, des 
Abstimmungsgebietes, des Abstimmungstages und der Abstimmungs- 
stunden. 


§ 16 

Stimmberechtigt ist, wer am Abstimmungstage im Abstimmungsge- 
biet nach den landesgesetzlichen Vorschriften zu der Vertretungs- 
körperschaft des Landes wahlberechtigt ist. 

§ 17 

Die Abstimmung ist unmittelbar und geheim. Jeder Stimmberechtigte 
hat eine Stimme. 


§ 18 

(1) Stimmberechtigte können nur in dem Stimmbezirk abstimmen, 
in dessen Stimmliste oder Stimmkartei sie eingetragen sind. 

(2) Die Ausgabe von Stimmscheinen nach Maßgabe des Landesrechts 
(§ 24) ist zulässig. 


§ 19 

(1) Abgestirnmt wird mit amtlich hergestelken Stimmzetteln nach 
dem vom Bundesminister des Innern herausgegebenen Muster. 

(2) Die Stimme lautet nur auf „Ja” oder auf „Nein“, Stimmzettel 
mit Zusätzen sind ungültig. 


§ 20 

Die Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen entscheidet. 

§ 21 

(1) Der Bundesministcr des Innern ernennt einen Bundesabstim- 
mungsleiter. Dieser stellt das Abstimmungsergebnis im gesamten 
Abstimmungsgebiet fest. 

(2) Die Prüfung des Abstimmungsergebnisses und die Entscheidung 
über die Gültigkeit der Abstimmung erfolgt nach den Vorschriften 
über die Prüfung der Wahlen zum Bundestag. 

§ 22 

(1) Wird die Abstimmung in einem ganzen Abstimmungsgebiet 
(§ 1 5) für ungültig erklärt, so findet eine neue Abstimmung statt. 
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(2) Ist in einzelnen Stimmbezirken die Abstimmung nicht ordnungs- 
gemäß vor genommen worden, so kann die Wiederholung der Ab- 
stimmung in diesen Stimmbezirken aneeordnet werden. Soweit 
nicht anders bestimmt wird, ist bei der Wiederholung der Abstim- 
mung auf Grund derselben Stimmlisten oder Stimmkarteien abzu- 
stimmen wie bei der ersten Abstimmung, 

§ 23 

Der Bundesminister des Innern veröffentlicht nach Abschluß des 
Prüfungsverfahrens das Abstimmungsergebnis im Bundesanzeiger. 

Abschnitt III 
Gemeinsame Vorschriften 
§ 24 

(1) Im übrigen finden auf das Verfahren für die Durchführung 
eines Volksbegehrens oder Volksentscheides die Vorschriften der 
Länder über das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentscheid 
oder, soweit solche Vorschriften nicht bestehen, die Bestimmungen 
über die Wahlen zu den Vertretungskörperschaften der Länder ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann durch Rechtsverordnung 
die Vorschriften des Landes Wahlrechts den besonderen Verfahrens- 
erfordernissen des Volksbegehrens und Volksentscheids anpassen. 

§ 25 

Die Kosten des Antrags- und Eintragungs Verfahrens sowie die 
Kosten des Volksentscheides trägt der Bund. Er erstattet den Län- 
dern die entstandenen Kosten. 

§ 26 

Dieses Gesetz findet im Geltungsbereich des Artikels 1 1 8 des 
Grundgesetzes keine Anwendung. 

§ 27 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 1950 
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Begründung 


Bevor die durch Artikel 29 Absatz 1 GG in Aussicht gestellte Neu- 
gliederung des Bundesgebietes in Angriff genommen wird, soll gemäß 
Artikel 29 Absatz 2 GG der Bevölkerung derjenigen Gebietsteile 
Gelegenheit zu einem Volksbegehren gegeben werden, die bei der 
Neubildung der Länder nach dem 8. Mai 1945 ohne Volksabstim- 
mung ihre Landeszugehörigkeit geändert hat. Da die hier . vor- 
gesehenen Volksbegehren binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des 
Grundgesetzes durchgeführt sein müssen, ist eine Durchführung 
dieser Verfassungsbestimmung nur unter der Voraussetzung möglich, 
daß das gemäß Artikel 29 Absatz 2 GG erforderliche Verfahrens- 
gesetz rechtzeitig in Kraft tritt. 

Es erscheint aus gesetzestechnischen Gründen zweckmäßig, die für 
die Durchführung eines Volksbegehrens erforderlichen Verfahrens- 
vorschriften mit denjenigen Verfahrensvorschriften in dem gleichen 
Gesetz zu verbinden, die zu einem späteren Zeitpunkt für die nach 
Annahme eines Neugliederungsgesetzes gemäß Artikel 29 Absatz 1 GG 
durchzuführenden Volksentscheide erforderlich sind. 

2,u 5 1 : 

Dieses Gesetz trifft als reines Verfahrensgesetz keinerlei sachliche 
Entscheidungen. Diese sind bereits im Grundgesetz selbst getroffen 
worden oder bleiben dem in Artikel 29 Absatz IGG angekündigten 
Bundesgesetz Vorbehalten. Dies gilt insbesondere für § 1 Absatz 2 
und § 14 dieses Entwurfs. 

Z« 1 2; 

(1) § 27 des Reichsge^etzes über den Volksentscheid vom 27. Juni 
1921 (Reidisgesetzblatt S. 790) verlangte für die Zulassung eines 
Volksbegehrens die Unterschrift von 5000 Stimmen. Um auch 
kleineren Gebietsteilen die Möglichkeit einer Beteiligung am 
Volksbegehren zu geben, hat der Entwurf insofern eine Er- 
leichterung vorgesehen, als hiernach 2 v. H. der Einwohner des 
Gebietsteiles genügen. Zu dem Stichtag des 15. April 1950 
vergleiche die zu ^ 5 Absatz 2 gegebene Begründung. 

(2) Die Regelung des Entwurfs ist durch das Grundgesetz bereits 
festgelegt. Für die Stellung des Antrages muß das gleiche gelten 
wie für die Teilnahme am Volksbegehren selbst, an dem jeder 
zum Landtag Wahlberechtigte teilnehmen kann. 

(3) Während § 27 des Reichs gesetzes über den Volksentscheid eine 
Unterstützung von 100 000 stimmberechtigten Mitgliedern der 
antragstellenden Vereinigung verlangte, ist hier im Interesse einer 
Erleichterung von Volksbegehren in kleineren Gebietsteilen eine 
abweichende Regelung vorgesehen worden. 

(2) Gemäß Artikel 29 Absatz 2 GG müssen die hier vorgesehenen 
Volksbegehren bis zum 23. Mai 1950 durchgeführt sein. Mit 
Rücksicht auf die Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit er- 
scheint es zweckmäßig, alle aufgrund dieser Verfassungsbestim- 
mung beantragten Volksbegehren gleichzeitig unter Ausnutzung 
aller bestehenden zeitlichen Möglichkeiten durchzuführen. Das 
Reichsgesetz über den Volksentscheid vom 27. Juni 1921 sah in 
seinem §31 vor, daß die Eintragungsfrist in der Regel 14 Tage 
umfassen soll. Eine Abkürzung dieser Frist ist mit Rücksicht 
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darauf erforderlich, daß nadi Zulassung eines Volksentscheides 
durch den Bundesminister des Innern sowohl den das Volks- 
begehren unterstützenden Gruppen als auch den zuständigen 
Verwaltungsstellen eine ausreichende Frist zur Vorbereitung ge- 
lassen werden muß. Aus diesem Grunde ist in § 3 des Entwurfs 
die Einreichung von Zulassungsanträgen bis zum 15. April 1950 
befristet worden. 

Zu § 8 zu b: 

Da hinreichende Zeit für eine Berichtigung der Wählerlisten bezw. 
Wahlkarteien voraussichtlich nicht vorhanden sein wird, ist im 
Interesse einer Vereinfachung des Verfahrens vorgesehen, daß in die 
Wählerlisten noch nicht eingetragene Personen einen Eintragungs- 
schein beantragen können. Diese Eintragungsscheine berechtigen 
jedoch im Unterschied zu dem in § 18 des Entwurfs vorgesehenen 
Stimmscheinen nur zur Eintragung bei der ausstellenden Gemeii.de- 
verwaltung. 

Zu § lo: 

Mit Rücksicht auf die Kürze der zur Verfügung stehenden Zeir ist 
ein Einspruch nur gegenüber dem Versagen des Eintragungsscheines 
vorgesehen worden. Die Bevölkerung wird darauf hingewiesen 
werden müssen, daß die Ausstellung eines solchen Eintragungs- 
scheines von allen denjenigen rechtzeitig beantragt werden muß, die 
nicht in die Wählerlisten oder Wahlkartei ihres Wohnortes ein- 
getragen sind. 

Zu 14: 

Der Entwurf beschränkt sich auf eine Regelung im Rahmen der 
Absätze 3 und 4 des Grundgesetzes. Für Bundesgesetze aufgrund 
von Artikel 29 Absatz 7 GG, die außerhalb des Neugliederungs- 
auferages im Sinne von Absatz 1 „Sonstige Änderungen des Ge- 
bieisbestandes der Länder” zum Gegenstand haben, ist ein Volks- 
entscheid durch das Grundgesetz nicht vorgesehen. Desgleichen 
bleibt die nähere Regelung einer „Volksbefragung” im Sinne von 
Artikel 118 GG dem hier vorgesehenen Bundesgesetz Vorbehalten. 

Zu § 21 : 

(2) Der Entwurf lehnt sich an § 153 der Verordnung über Reichs- 
wahlen und — Abstimmungen vom 14. März 1924 (RGBl S. 173) 
an, wonach für die Prüfung von Wahlen und Abstimmungsergeb- 
nissen das gleiche Verfahren vorgesehen war. 

Zu § 24: 

Soweit es sich um Volksbegehren handelt, hat bereits das Grund- 
gesetz selbst in Artikel 29 Absatz 2 in allen wesentlichen Fragen 
auf das Landesrecht verwiesen. Wenngleich das geltende Landesrecht 
besondere Gesetzesbestimmungen für die Durchführung von Volks- 
begehren und Volksentscheiden nur in einigen Ländern (z. B. Baden, 
Bayern, Nordrhein -Westfalen und Württemberg- Baden) kennt, so 
ist doch andererseits zu berücksichtigen, daß in denjenigen Ländern, 
die in der Vergangenheit ihre Landesverfassung zur Volksabstim- 
mung gebracht haben, diese Abstimmung in sinngemäßer Anwen- 
dung der Wahlrechtsbestimmungen durchgeführt worden sind. 

Zu §26: 

Für das Südwestgebiet hat Artikel 1 1 8 GG eine Sonderregelung 
getroffen, die die Anwendung dieses Gesetzes ausschließt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 


des Deutschen Bundesrates zu dem Entwurf 
eines Gesetzes über Volksbegehren und 
Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes 


Zu Abschnitt I Volksbegehren: 

1 . In § 2 Absatz (1) Satz 2, Zeile J 

ist zwischen die Worte „vom Hundert der” und „Einwohner” 
einzu setzen: 

„bei der letzten Wahl zu der Vertretungskörperschaft des Landes 
amtlich ermittelten Zahl der wahlberechtigten” 

Satz 3 ist zu streichen. 

2. J 4 wie jolgt zu fassen: 

„Der Bundesminister des Innern hat dem Antrag stattzugeben, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen der §§ 1 — 3 gegeben sind. 

Die Entscheidung ist zuzustellen. Sie ist, wenn der Antrag 
abgelehnt wird, mit Gründen zu versehen. Gegen die Ab- 
lehnung ist Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht zu- 
lässig.” 

1>. In § 5 Absatz 1 einzufügen 

nach „Bundesminister des Innern” die Worte: 

„oder das Bundesverfassungsgericht”, das Wort „er” ist durch 
„Bundesminister des Innern” zu ersetzen. 

4. In § 5 Absatz 3 einzufügen 
nach „Bevölkerung” die Worte: 

„in ortsüblicher Weise”. 

b. In § 6 Absatz 1 

das Wort „Ablauf” zu ändern in „Beginn”. 
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6. In § 6 Absatz 2 ist folgender Schlußsatz anzufügen: 

„Der Vorstand muß in diesem Falle glaubhaft machen, daß 
seine Zurücknahmeerklärung von mehr als der Hälfte der Mit- 
glieder der Vereinigung unterstützt wird.” 

7. In § 10 Absatz 1 

sind im 2. Satz vor den Worten „endgültig entscheidet” ein- 
zufügen die Worte: 

„unbeschadet der Zulässigkeit des Verwaltungsrechtswegs”. 
Begründung : 

Die Einschaltung erscheint zur Klarstellung mit Rücksicht auf 
Artikel 19 Absatz 4 GG erforderlich. 

8. Zu § 12 wird die Mitwirkung eines von der Landesregierung 
zu bestellenden Ausschusses bei der Feststellung des Ergebnisses 
für erforderlich gehalten. 

§§11 und 12 sind entsprechend zu ergänzen. 

Daher: In § 11 emzujügen 

nach „Landeseintragungsleiter” die Worte: 

„und einen Landesausschuß”. 

In 5 Absatz 2 einzufügen 

nach „Landeseintragungsleiter” die Worte: 

„unter Mitwirkung des Landesausschusses”. 


Zu Abschnitt II Volksentscheid: 

9. In 5 20 folgenden Absatz 2 anzufügen: 

„Bei Gleichheit der bejahenden und verneinenden Stimmen 
gilt die Frage als verneint”. 

10. In § 22 Absatz 1 hinter 1^)” einzufügen: 

„im Prüf ungs verfahren”. 

11. §22 Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

Wird die Abstimmung in einzelnen Stimmbezirken im Prü- 
fungsverfahren für ungültig erklärt, so findet in diesen Stirnm- 
bezirken eine Wiederholung der Abstimmung statt. Soweit 
der im Prüfungsverfahren ergangene Beschluß nichts anderes be- 
stimmt, ist bei der Wiederholung der Abstimmung auf Grund 
derselben Stimmlisten oder Stimmkarteien abzustimmen wie 
bei der ersten Abstimmung.” 
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12. In § 23 wird bei dem Prüfungs verfahren die Mitwirkung eines 
Ausschusses für erforderlich gehalten. 

Begründung : 

Wie bei den §§11 und 12 wird auch hier die Mitwirkung 
eines nichtbeamteten Ausschusses für erwünscht gehalten. 

13. In § 24 den Absatz 2 

des Entwurfs durch folgende Vorschrift zu ersetzen: 

„Sind landesgesetzliche Vorschriften nicht vorhanden oder reichen 
sie nicht aus, so erläßt die Landesregierung durch Rechtsver- 
ordnung die zur Regelung des Verfahrens erforderlichen Be- 
stimmungen”. 

Begründung: 

Die Fassung des Entwurfs kann keinesfalls bestehen bleiben, 
da der vorgeschlagene Eingriff in Landesgesetze durch Verord- 
nung des Bundesministers des Innern rechtlich nicht möglich ist. 
Die vorgeschlagene Änderung entspricht dem Verhältnis von 
Bund und Ländern. 

14. § 26 zu streichen. 

Begründung: 

Für die in Artikel 118 GG genannten Länder geht die Regelung 
des Artikels 118 derjenigen des Artikels 29 vor. Für den Fall, 
daß dem Verfahren des Artikels 118 seitens der Hohen Kom- 
missare Bedenken entgegengestellt würden, soll nicht die Mög- 
lichkeit verschlossen sein, auf dem Wege des Artikels 29 nach 
dem Verfahren dieses Gesetzes auch im Geltungsbereich dieses Ar- 
tikels 118 Volksbegehren und Volksentscheid herbeizu führen. 
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